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1.1.2  Forschungsprämienverordnung (FP-VO) 

Die auf § 108c EStG basierende Verordnung über die Kriterien zur Festlegung för-
derbarer Forschungs- und Entwicklungsaufwendungen und -ausgaben (Verordnung 
BGBl II 515/2012, zuletzt geändert durch BGBl II 302/2022) und das Frascati-
Handbuch in der jeweils geltenden Fassung bilden die Beurteilungsgrundlage, ob  
eine Aktivität als Forschungs- und Entwicklungsaktivität anzuerkennen ist. 

Ebenso wie der OECD-Kriterienkatalog, enthält auch die Forschungsprämienverord-
nung drei Forschungskategorien: 

 Grundlagenforschung (vgl Basic Research) 

 Angewandte Forschung (vgl Applied Research) 

 Experimentelle Entwicklung (vgl Experimental Development) 

Nicht unter den Begriff der Forschung und Entwicklung fallen unter anderem (vgl 
Anhang 1 FP-VO): 

 Versuchsproduktionen 

 Marktentwicklung von Produkten und Marktforschung 

 Vorproduktionsplanung 

 Datensammlungen 

 Dokumentation 

 nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit F&E-Projekten stehende administra-
tive und juristische Patent- und Lizenzarbeiten 

 routinemäßige Qualitäts- und Produktionskontrollen  

 routinemäßige Herstellung von Software 

 Konstruktionen und industrielle Entwürfe für Serienfertigung 

 Nachbetreuung und Fehlerbehebung 

 Standardisierungsarbeiten 

Fehlgeschlagene Forschungsprojekte und experimentelle Entwicklung sind als  
Forschung und Entwicklung iSd § 108c EStG zu werten, soweit die durchgeführten 
Aktivitäten mit dem Forschungsbegriff vereinbar sind. Der Erfolg ist somit keine 
notwendige Voraussetzung für die Qualifikation als Forschung und experimentelle 
Entwicklung. 

Weiters enthält die FP-VO im Anhang I Definitionen der Begriffe „Forschungsschwer-
punkt“ und „Forschungsprojekt“, welche für die Beschreibung der F&E-Aktivitäten 
im Zuge der Beantragung der Forschungsprämie von Bedeutung sind. 

 Forschungsprojekt: Ein Forschungsprojekt ist auf ein definiertes wirtschaftliches 
oder spezifisch praktisches Ziel gerichtet, wobei sachliche und personelle Ressour-
cen eingesetzt werden. Es ist inhaltlich und zeitlich begrenzt. 
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2.1.3 Höhe 

Der Gewinnfreibetrag lässt sich in zwei Komponenten zerteilen:  

 Der Grundfreibetrag steht grundsätzlich allen zu, die die allgemeinen Vorausset-
zungen erfüllen. Er muss von Einzelunternehmern auch nicht extra beantragt wer-
den, sondern wird von Amts wegen berücksichtigt. Bei Mitunternehmerschaften 
muss er jedoch beantragt werden, weil sonst eine Überinanspruchnahme möglich 
wäre.  

 Der investitionsbedingte Gewinnfreibetrag setzt Investitionen voraus und steht 
überdies nur dann zu, wenn die Bemessungsgrundlage € 30.000,-- überschreitet. 

2.1.3.1 Grundfreibetrag 

Der Grundfreibetrag errechnet sich bis zu einer Bemessungsgrundlage von € 30.000,--.  

2.1.3.2 Investitionsbedingter Gewinnfreibetrag 

Neben dem Grundfreibetrag kann ein investitionsbedingter Gewinnfreibetrag gel-
tend gemacht werden, wenn die Bemessungsgrundlage den Betrag von € 30.000,-- 
übersteigt und der investitionsbedingte Gewinnfreibetrag durch Anschaffungs- bzw 
Herstellungskosten begünstigter Wirtschaftsgüter gedeckt ist. Er ist mit diesen  
Anschaffungs- bzw Herstellungskosten begrenzt und ist im gleichen Jahr geltend zu 
machen. Die Abschreibung wird dadurch nicht berührt. Nachträgliche Anschaffungs-
kosten sind im Wirtschaftsjahr der Anschaffung zu berücksichtigen, ungeachtet des-
sen, dass sie erst im Folgejahr zu aktivieren sind. Nachträgliche Änderungen der  
Anschaffungskosten stellen rückwirkende Ereignisse nach § 295a BAO dar. 

2.1.3.3 Grund- und investitionsbedingter Gewinnfreibetrag für  
Veranlagungen der Kalenderjahre ab 2013 

Der im Rahmen des Sparpaketes festgeschriebene „Solidarbeitrag für besser Verdie-
nende“ wurde im Bereich der nicht selbständigen Einkünfte mit Hilfe einer Ein-
schleifregelung im Bereich der begünstigten Besteuerung des Jahressechstels des  
13. und 14. Gehalts umgesetzt. Korrespondierend dazu sollte auch beim Gewinnfrei-
betrag für Selbständige eine Änderung durch Staffelung des Prozentausmaßes erfol-
gen (vgl dazu die Erläuterungen zur Regierungsvorlage). Diese war ursprünglich für 
die Kalenderjahre 2013 bis 2016 vorgesehen. Mit dem AbgÄG 2014 wurde – wie von 
vielen erwartet – die zeitliche Befristung aufgehoben und die Staffelung als Dauer-
recht verankert. 

Abweichend von der Rechtslage bis einschließlich 2012, die ein maximales Ausmaß 
des Gewinnfreibetrages (für einen maximal begünstigten Gewinn iHv € 769.230,--) 
von € 100.000,-- vorsah, steht der Freibetrag in den vorliegenden Jahren nur für  
Gewinne bis zu € 580.000,-- zu.  
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Im Unterschied zu den nichtselbständig Tätigen, die über ihre begünstigt besteuerten 
Bezüge frei verfügen können, müssen selbständig tätige Steuerpflichtige immer noch 
in begünstigte Wirtschaftsgüter investieren, um den gleichen Steuervorteil zu be-
anspruchen (vgl Kanduth-Kristen/Kampitsch/Komarek, 2012, 184).  

Einen Überblick soll nachstehende Tabelle geben: 

Gewinnhöhe 
Prozentsatz  

Gewinnfreibetrag 
Gewinn  
kumuliert 

maximaler  
Gewinnfreibetrag 

Für die ersten € 30.000,‐‐  15,0%  € 30.000,‐‐  € 4.500,‐ 

Für die nächsten € 145.000,‐‐  13,0%  € 175.000,‐‐  € 23.350,‐‐ 

für die nächsten € 175.000,‐‐  7,0%  € 350.000,‐‐  € 35.600,‐‐ 

für die nächsten € 230.000,‐‐  4,5%  € 580.000,‐‐  € 45.950,‐‐ 

 

BEISPIEL: 
Beispiele  für die Berechnung des Gewinnfreibetrages  (in Anlehnung an Rz 3823 
EStR 2000):  
 
  Fall 1  Fall 2  Fall 3  Fall 4 

Gewinn vor Gewinn‐
freibetrag 

10.000,‐‐  – 50.000,‐‐  70.000,‐‐  1.500.000,‐‐ 

davon möglicher GFB  1.500,‐‐  0,‐‐  9.700,‐‐  45.950,‐‐ 

Investitionen in  
begünstigte WG 

2.000,‐‐  20.000,‐‐  2.000,‐‐  150.000,‐‐ 

Grundfreibetrag  1.500,‐‐  0,‐‐  4.500,‐‐  4.500,‐‐ 

Investitionsbedingter 
Gewinnfreibetrag 

0,‐‐  0,‐‐  2.000,‐‐  41.450,‐‐ 

Gewinnfreibetrag  
gesamt 

1.500,‐‐  0,‐‐  6.500,‐‐  45.950,‐‐ 

Gewinn/Verlust  
endgültig 

8.500,‐‐  – 50.000,‐‐  63.500,‐‐  1.454.050,‐‐ 
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2.2 Übertragung stiller Reserven, Übertra-
gungsrücklage und steuerfreier Betrag 

Einkunftsarten  1–3 

Gewinnermittlung  Buchführung, vollständige EAR, bei Pauschalierung 
nur insoweit, als es zu einer späteren steuerlichen 
Erfassung der unversteuert gebliebenen stillen  
Reserven kommen kann, bei der Anwendung der 
LuF‐PauschVO 2011 sowie der LuF‐PauschVO 2015 
grundsätzlich nicht zulässig (vgl Rz 3861a und 
3861b EStR 2000). 

Gesetzesstelle  § 12 EStG 

Erlassstelle  Rz 3861 ff EStR 2000 

Wirkungsweise  Stundung der Versteuerung eines Veräußerungs‐
gewinnes 

Steuervorteil progressionsabhängig  ja 

Grundvoraussetzung  Nur für natürliche Personen anwendbar 

unkörperliche Wirt‐
schaftsgüter 

Voraus‐
setzungen 

 Das veräußerte Wirtschaftsgut hat im Zeitpunkt 
der Veräußerung mindestens 7 Jahre zum Anla‐
gevermögen des Betriebes gehört. 

 Das Wirtschaftsgut, auf das übertragen werden 
soll, muss in einer inländischen Betriebsstätte 
verwendet werden. 

 Die stillen Reserven müssen aus der Veräuße‐
rung von unkörperlichen Wirtschaftsgütern 
stammen. 

 Eine Übertragung auf die Anschaffungskosten 
von Finanzanlagen, (Teil‐)Betrieben und Beteili‐
gungen von Personengesellschaften ist nicht  
zulässig. 

 Eine Übertragung stiller Reserven aus der Ver‐
äußerung von (Teil‐)Betrieben oder aus der  
Veräußerung von Beteiligungen von Personen‐
gesellschaften ist nicht zulässig. 

sonstige körperliche 
Wirtschaftsgüter  

Voraus‐
setzungen 

 Das veräußerte Wirtschaftsgut hat im Zeitpunkt 
der Veräußerung mindestens 7 bzw 15 Jahre 
zum Anlagevermögen des Betriebes gehört. 

 Das Wirtschaftsgut, auf das übertragen werden 
soll, muss in einer inländischen Betriebsstätte 
verwendet werden. 

 Weitere Übertragungsbeschränkungen hängen 
von der Art des veräußerten Wirtschaftsgutes 
ab. 
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2.4.3 Höhe 

Die beschleunigte Abschreibung bemisst sich an einem Vielfachen der für Gebäude 
üblichen steuerlichen Abschreibung. 

Unternehmensrechtlich werden Gebäude (wie alle anderen Vermögensgegenstände) 
über die voraussichtliche Nutzungsdauer abgeschrieben; steuerlich zwingt das EStG 
ohne Gutachten im betrieblichen Bereich zu Abschreibungssätzen von bis zu 2,5%. 
Davon abweichend beträgt die Absetzung für die Abnutzung für zu Wohnzwecken 
überlassene Gebäude ohne Nachweis der Nutzungsdauer bis zu 1,5% (vgl § 8 Abs 1 
EStG). 

Für Gebäude, die ab dem Jahr 2007 angeschafft und die nicht in Massivbauweise  
errichtet wurden, kann auf 25 Jahre (also mit 4%) ohne Vorlage eines Gutachtens  
abgeschrieben werden. Bis 2006 erworbene oder errichtete Gebäude in Leicht-
bauweise konnten grundsätzlich mit einem höheren Satz (keine 4% Vorgabe) abge-
schrieben werden (vgl dazu Rz 3139a EStR 2000). 

Im außerbetrieblichen Bereich ist generell ein AfA Satz iHv bis zu 1,5% anzuwenden 
(vgl § 16 Abs 1 Z 8d EStG). 

Der Ansatz einer längeren Nutzungsdauer (mit einem dadurch geringeren Abschrei-
bungsprozentsatz) ist zulässig, weil die gesetzliche Vorschrift Abschreibungssätze bis 
zu 2,5% und bis zu 1,5% vorsieht. Die gesetzlichen AfA-Sätze sind nicht anzuwenden, 
wenn eine kürzere Nutzungsdauer mittels Gutachtens eines Sachverständigen nach-
gewiesen wird. 

Zusammenfassung der üblichen Abschreibungssätze für Gebäude im Bereich des 
EStG: 

  AfA‐Sätze 

Betrieblicher  
Bereich 

 Bis zu 2,5% für Betriebsgebäude 
 Bis zu 1,5% für Gebäude, die zu Wohnzwecken überlassen wer‐

den. 

 Bis zu 4% für Gebäude in Leichtbauweise (Rz 3139a EStR 2000) 
Außerbetrieblicher 
Bereich 

 Bis zu 1,5% unabhängig von der Gebäudenutzung 
 Bis zu 2% für Gebäude, die vor 1915 errichtet wurden (Rz 6444 

EStR 2000) 

 Bis zu 4% für Gebäude in Leichtbauweise (Rz 6444 iVm Rz 3139a 
EStR 2000) 

Abweichend von oben dargelegten Prozentsätzen ist bei der beschleunigten Abset-
zung für Abnutzung im ersten Jahr höchstens das Dreifache und im Folgejahr höchs-
tens das Zweifache des jeweils vorgesehenen Prozentsatzes ansetzbar. Bei betrieb-
lich genutzten Gebäuden sind somit nach drei Jahren immerhin bereits 15% abge-
schrieben. Daraus ergibt sich ein „vergleichsweise moderater Liquiditätseffekt“ 
(Deichsel/Inzinger, 2020, 550). Anders als bei der degressiven Abschreibung (vgl Pkt 
2.3), kommt es hier zu einer Verkürzung der Gesamtabschreibungsdauer. 
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2.6 Investitionsfreibetrag 

Vorbemerkung: 

Die Ökosoziale Steuerreform brachte auch eine Wiedergeburt des sogenannten  
Investitionsfreibetrages (IFB). Die in § 11 EStG verankerte Regelung will Unterneh-
mensinvestitionen steuerlich fördern und betrifft ausschließlich die betrieblichen 
Einkunftsarten. Somit ist Gewinnermittlung mittels Betriebsvermögensvergleich oder 
Einnahmen-/Ausgabenrechnung Voraussetzung.  

Die Ausgestaltung des neuen Investitionsfreibetrages erfolgte in Anlehnung an die  
alte Regelung, welche nach jahrelangem Auf und Ab 2001 endgültig ausgelaufen ist. 
Im Bereich der alten Regelung waren phasenweise bis zu 30% zusätzlich absetzbar. 
Abgeschafft wurde die Regelung mit dem Argument, dass vom Freibetrag in der sei-
nerzeitigen Form praktisch keine Investitionsanreize mehr ausgingen. Der Fokus lag 
fortan auf neueren Förderungsmaßnahmen wie vor allem auch Bildungs- und For-
schungsfreibeträge und -prämien und ua auch auf der vorzeitigen Abschreibung für 
Gebäude und ab der Veranlagung 2010 auch am Gewinnfreibetrag (vgl dazu und 
mehr zur Historie: Hirschler ua, 2022, 32 f). 
 
  Investitionsfreibetrag gem § 11 EStG 

Einkunftsarten  1–3 

Gewinnermittlung  Betriebsvermögensvergleich,  
vollständige EAR,  

keine Pauschalierung 

Gesetzesstelle  § 11 EStG 

Erlassstelle  offen 

Wirkungsweise  Zusätzliche Betriebsausgabe  

positiver Liquiditätseffekt 

Steuervorteil progressionsabhängig  ja 

unkörperliche Wirtschaftsgüter  
(nur Bereiche Digitalisierung, Ökologi‐
sierung und Gesundheit/Life‐Science 
und wenn abnutzbares Anlagevermö‐
gen) 

Voraus‐
setzungen

keine GWG‐Abschreibung 

%‐Satz  15% 

körperliche Wirtschaftsgüter außer 
Gebäude, herkömmliche Pkw, Luft‐
fahrzeuge, gebrauchte Wirtschaftsgü‐
ter und Wirtschaftsgüter, die von ei‐
nem unter beherrschenden Einfluss 
stehenden Unternehmen bzw Gesell‐
schafter erworben wurden sowie An‐
lagen iZm fossilen Energieträgern 

Voraus‐
setzungen

keine GWG‐Abschreibung 

%‐Satz  10% 
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Kapitel 3 
COVID-19-Förderungen 

3.1 COVID-19-Investitionsprämie 
Anmerkung:  

Die COVID-19-Investitionsprämie stellt grundsätzlich keine Steuerbegünstigung dar 
und wird auch nicht vom BMF gewährt. Primär zuständig ist das Bundesministerium 
für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort, als Abwickler fungiert die Austria Wirt-
schaftsservice GmbH (AWS). Der Grund, warum die Prämie trotzdem Gegenstand 
dieses Büchleins ist, ist die Tatsache, dass sie im Jahresabschluss richtig bilanziert 
werden muss und die Beschäftigung mit der Frage, welche Auswirkungen sich durch 
die Prämie in der Steuererklärung ergeben.  

Die Möglichkeit, diese Prämie zu beantragen, ist mit Februar 2021 ausgelaufen. Die 
Abwicklung ist jedoch noch bis 2025 möglich.  

COVID‐19‐Investitionsprämie 

Einkunftsarten  1–3 

Förderwerber 

 Unternehmen gem § 1 UGB mit Sitz und/oder  
Betriebsstätte in Österreich unabhängig von  
Rechtsform, Größe und Branche 

 Bestehende und neugegründete Unternehmen 

 auch: Liebhabereibetriebe 
 Ausnahmen ua staatliche Einheiten (Kennung S 13) 

und insolvente Unternehmer 

Gewinnermittlung 
Buchführung; vollständige EAR; bei Pauschalierung nur, 
wenn AfA in tatsächlicher Höhe abgesetzt wird 

Gesetzesstelle  Investitionsprämiengesetz BGBl I 88/2020 

Erläuterungen 
 Richtlinie zu COVID‐19‐Investitionsprämie 
 FAQs vom 25.9.2020 

Wirkungsweise  Nichtrückzahlbarer Zuschuss 

Steuerliche Behandlung 
Gilt nicht als Betriebseinnahme; § 6 Z 10, § 20 Abs 2 EStG 
und § 12 Abs 2 KStG sind nicht anwendbar (§ 124b Z 365 
EStG) 

unkörperliche 
Wirtschaftsgüter 

Voraus‐
setzungen 

 In Anlagevermögen aktivierte Neuinvestitionen  
(auch gebrauchte Wirtschaftsgüter) 

 Keine Finanzanlagen 

%‐Satz  7% bzw 14% 
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